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Kampf um die Rechte der Kinder
WennEltern sich trennen, bleiben die Kinder imGerichtsverfahren oft aussen vor. Dabei haben sie laut Experten
das Recht, angehört zuwerden. In der Praxis klappt das nicht immer, wie ein Fall aus demKanton Luzern zeigt.

Reto Bieri

Matilda wünscht sich, die Wo-
che hätte zehn Tage. Dann
könnte sie fünfbeimMami sein,
die anderen fünf beim Papa.
Stattdessen lebtdiebaldSieben-
jährige unter derWoche bei der
Mutter in einerLuzernerAgglo-
merationsgemeinde, am Wo-
chenende beim Vater in einer
Landgemeinde. Matilda, die
eigentlich anders heisst, ergeht
es damit wie Tausenden ande-
ren Kindern in der Schweiz, de-
ren Eltern getrennt leben.

WährendvieleEx-Paare sich
zum Wohl des Kindes zusam-
menraufen, hatteMatildaweni-
ger Glück. Die Eltern trennen
sich imStreit, es folgtederGang
vor einLuzernerBezirksgericht.
Es startete imFrühjahr 2020ein
Eheschutzverfahren. In einem
solchenwerden die drängends-
ten Fragen provisorisch gere-
gelt, zum Beispiel, bei wem das
Kind mehrheitlich wohnt und
wer wie viel Unterhalt bezahlt.
Definitiv geregelt werden die
Verhältnisse im nachfolgenden
Scheidungsverfahren.

Elterndeckensich
mitVorwürfenein
DerkünftigeLebensmittelpunkt
von Matilda wurde zum Pro-
blem, weil die Eltern seit der
Trennung nichtmehr in dersel-
ben Gemeinde wohnen. Beide
wollen Matilda. Zu Beginn war
sie mehrheitlich beim Vater.
Doch das Gericht verfügte im
Sommer 2020, dass die Obhut
während des Eheschutzverfah-
rens bei der Mutter liegt. Die
Wochenenden und einen Teil
der Ferien verbringt die Kleine
beim Vater. Diesem wirft die
Mutter vor, er manipuliere und
beeinflusse die Tochter. Er hin-
gegen sagt, die Tochter wolle
nicht zur Mutter zurück, wenn
sie bei ihm ist.

Der Vater zog den Fall vors
Kantonsgericht. Dieses stützte
allerdingsdenEntscheiddesBe-
zirksgerichts. Da der Vater sich
ungerecht behandelt fühlt, hat
er sich an unsere Zeitung ge-
wandt. Zum Schutz des Kindes
soll der Fall hier nicht weiter
ausgebreitet werden, zumal es
schwierig ist zu erkennen, wer
nun recht hat.

Gerichtverweigert
bislangdieAnhörung
EinPunktwirft dennochberech-
tige Fragen auf – und treibt den
Vater besonders um. Man habe
Matilda bislang die Anhörung
nicht gewährt. «Das Kindmuss
laut Gesetz ab dem Alter von
sechs Jahren direkt angehört
werden. Das Gericht und die
Mutter verweigern dies aber»,
sagtderVater.EineKindesanhö-
rungerfolgt inderRegel abdem
sechsten Lebensjahr durch
einen Richter oder eine Richte-
rin. Als weitere Massnahme
kann das Gericht eine Rechts-
vertretungeinsetzen. InderRe-
gel übernehmen diese Aufgabe
Juristinnenund Juristen,diekin-
derpsychologischgeschult sind.
Sie informierendasKindalters-
gerecht über das Verfahren und
seine Rechte und ermitteln sei-

nen Willen. Das Bezirksgericht
hat Anfang Jahr, als Matilda
sechs Jahre alt wurde, eine
Rechtsvertretung eingesetzt.
Diese Person führte Gespräche
mit der Tochter, demVater und
der Mutter. Der Vater wirft der
Kindesvertretungallerdingsvor,
den imSommerpubliziertenBe-
richt gefälscht zu haben. Er
pocht deshalb weiterhin auf die
direkte Anhörung des Kindes.
DerAnwalt desVaters sagt, sein
Mandant würde das Ergebnis
akzeptieren. «Er ist vielleicht
manchmal etwas verbissen,
aber er will nur sein Recht gel-
tendmachen.»

«Das Recht auf Anhörung
steht für Kinder ausser Frage»,
sagt Irène Inderbitzin. Sie istGe-
schäftsführerin der Ombuds-
stelle Kinderrechte Schweiz,
einerAnlauf- undVermittlungs-
stelle fürKinder.Zumvorliegen-
den Einzelfall will sie sich nicht
äussern.«Allgemein kann man
festhalten, dass der Wille des
KindeseinwichtigerBestandteil
desProzesses ist und indieEnt-

scheidungsfindung einbezogen
werdenmuss.»EineRechtsver-
tretung sei keinErsatz fürdiedi-
rekte Partizipation des Kindes.
«EinKindmuss immer zu einer
Anhörung eingeladen werden.
Teilnehmen muss es natürlich
nur, wenn eswill.» Früher habe
man selten eine Anhörung
durchgeführt und diese meist
auchnochdelegiert, sagt Inder-
bitzin weiter. «Heute sollte sie
durch die Entscheidungsträger
erfolgen, zum Beispiel durch
eine Richterin oder durch ein
Behördenmitgliedbei derKesb.
AuchderBeizugeinerPsycholo-
gin istmöglich.»Nur inAusnah-
mefällen,wenndasKindschwer
traumatisiert ist, führemankei-
ne Anhörung durch.

DieVerantwortungnicht
demKindaufbürden
LautdemaufFamilienrecht spe-
zialisierten Luzerner Rechtsan-
waltAlbert Stalder spielt bei sol-
chen Verfahren der Wille des
KindesvordemzwölftenAlters-
jahrnur einebeschränkteRolle.

Es gehe darum, eine Entschei-
dung von solcher Tragweite
nicht allein dem Kind aufzu-
bürden,daes zugrossenLoyali-
tätskonflikten führen könne.
Stalder: «Gerade in Fällen von
vorsorglichen Regelungen, die
der Familie dazu dienen soll,
schnell wieder Stabilität zu ge-
winnen, darf die Kindesan-
hörung nicht zu unnötigen Ver-
zögerungen führen, sofern das
Gericht keine erheblichen Er-
kenntnisse erwartet.»Letzteres
ist einer der Gründe, weshalb
das besagte Bezirksgericht die
Anhörung ablehnt. Sie bringe
«keinen Erkenntniswert»,
schreibt es in einer Verfügung.

Das findet Christophe Her-
zig zukurzgedacht.Er ist einauf
Kinder spezialisierter Anwalt
ausdemKantonBern, derunter
anderem als Lehrbeauftragter
an derHochschule Luzern tätig
ist. «Wenn eine Richterin oder
ein Richter über ganz persönli-
che Belange des Kindes ent-
scheidet, sollte sie oder er sich
einpersönlichesundungefilter-
tesBildmachen.»Es gehenicht
darum, dass sich das Kind für
oder gegeneinenElternteil ent-
scheiden müsse, sondern dass
es seine Wünsche und Bedürf-
nisse jener Person mitteilen
könne, die letztlich entscheide.

Anhörungvergleichbar
mit einerSchulprüfung
DerWille sei nicht alleinmass-
gebend. «Auch jener der Eltern
wird ja nicht eins zu eins umge-
setzt, wenn sie sich uneins
sind», sagtHerzig. DasGericht
müsse sich umfassend infor-
mieren und entscheiden, wel-
che Regelung dem Kindswohl
am besten entspräche. Studien
hätten gezeigt, dass die Anhö-
rung mit einer Prüfung in der
Schule vergleichbar sei. «Die
Belastung für das Kind ist also

minimal, der Gewinn um ein
Vielfaches höher.» Die Partizi-
pation könne die Widerstands-
kraft des Kindes stärken. «Es
bleibt im besten Fall seelisch
und körperlich gesund und
geht, trotz schwierigemEltern-
streit, unbeschadet aus einer
Trennung hervor.»

ÜberdieAltersgrenzewerde
inderFachwelt schon längerdis-
kutiert. In der Schweiz hat laut
HerzigdasBundesgericht vor ei-
nigen Jahrendas sechsteAlters-
jahr als Richtschnur festgelegt.
«InDeutschlandwerdenKinder
ab dem fünften und sogar dem
vierten Altersjahr angehört.»

UnterschiedlicheHandhabe
innerhalbvonGerichten
InderPraxiswirddieKindesan-
hörung laut Herzig in den Kan-
tonen sehr unterschiedlich ge-
handhabt, teils sogar innerhalb
der Gerichte. Das hänge damit
zusammen,dassvieleRichterin-
nen und Richter nicht geschult
seien in der Gesprächsführung
mit Kindern. «Das Thema Kin-
desanhörungundKindesvertre-
tung wird häufig falsch verstan-
den», sagtHerzig.Dabeiwürden
diegesetzlichenBestimmungen
in der Schweiz seit über 20 Jah-
ren existieren. Herzig: «Es ist
deshalb höchste Zeit, dass sich
die Praxis verbessert.»

Matilda wurde vom Gericht
nach wie vor nicht direkt ange-
hört. Sie besuchtmittlerweile in
der Agglomerationsgemeinde
die Primarschule. Die Mutter
will sich gegenüber dieser Zei-
tung nicht äussern. Laut ihrem
Anwalt habe sich das Familien-
verhältnis sehr entspannt. Die
Anwalts-undGerichtskostendes
Vaters belaufen sich laut seinen
Angaben auf mittlerweile rund
25000Franken.Erwilldennoch
weiterkämpfen – damit seine
Tochter endlich angehörtwird.

Hier erhalten
Kinder Hilfe

Für die Rechte von Kindern set-
zen sich verschiedeneOrganisa-
tionen ein. Dazu gehört unter
anderemdie Ombudsstelle Kin-
derrechte Schweiz (www.kinder-
ombudsstelle.ch). DieWebsite ist
einfach verständlich. Kinderge-
rechte-Broschüren zur Kindes-
anhörung bietet zudemdasMa-
rie-Meierhofer-Institut für das
Kind (www.mmi.ch). Die Kinder-
anwaltschaft Schweiz (www.
kinderanwaltschaft.ch) setzt sich
für die Qualitätssicherung und
Weiterbildung von Kinderanwäl-
tinnen und -anwälten ein. (rbi)

Trennen sich die Eltern, leiden die Kinder besonders darunter. Bild: Getty

Irène Inderbitzin
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«DerWilledes
Kindesmuss in
dieEntscheidungs-
findungeinbezogen
werden.»

Pfarrer drohen
drei Jahre Haft
Küssnacht DieUntersuchungen
gegen den ehemaligen Küss-
nachterPfarrer sindabgeschlos-
sen.Demheute51-Jährigenwird
vorgeworfen,dasservonPrivat-
personenarglistigDarlehenvon
rund 3,2 Millionen Franken be-
zogen hat und den Grossteil
nicht zurückbezahlte, teilte die
Staatsanwaltschaft Luzern ges-
ternmit.ZudemsollderSchwei-
zerunrechtmässigGeldvonden
Konten der Pfarrei für private
Zwecke verwendet haben.

Die Staatsanwaltschaft hat
dieAnklageandasLuzernerKri-
minalgericht überwiesen. Sie
fordert für den Beschuldigten,
welcher geständig ist, eine Frei-
heitsstrafe von drei Jahren. Zu-
demhabe er sich einer fachärzt-
lichenBehandlungwegenSpiel-
sucht zuunterziehen.DerMann
wird wegen gewerbsmässigen
Betrugs,mehrfacherUrkunden-
fälschung und mehrfacher Ver-
untreuung angeklagt.

Vertrauen in ihnalsPfarrer
bewusst ausgenutzt
Durch das Verhalten des Be-
schuldigten seien die Geschä-
digtenvon2009bis2018arglis-
tig getäuscht worden, da ihnen
die Überprüfung seiner finan-
ziellenLagenichtmöglichgewe-
sensei, heisst esweiter.DerVer-
wendungszweck der Gelder
konnte nicht überprüft werden.
Gemäss Anklage nutzte er das
ihmentgegengebrachteVertrau-
en in seiner Stellung als Pfarrer
bewusst aus.

Bis ein rechtskräftigesUrteil
vorliegt, gilt die Unschuldsver-
mutung. Ein Verhandlungster-
min steht noch nicht fest. (rgr)

Kommission will
Gegenvorschlag
Anti-Stau-Initiative Die Kom-
mission fürVerkehrundBaudes
Luzerner Kantonsrats fordert
einen Gegenvorschlag zur Anti-
Stau-Initiative der Jungen SVP.
Sie beantragt die Rückweisung
desGeschäfts andieRegierung.
Die Anti-Stau-Initiative wird an
derSessiondesKantonsratsvom
6. und 7.Dezember behandelt.

Die Regierung spricht sich
gegendie Initiativeaus.Die Jun-
ge SVP fordert darin, dass die
heutige Kapazität der Kantons-
strassennicht reduziertwerden
darf und sich an der Nachfrage
des privaten motorisierten Ver-
kehrs ausrichtet. (dlw)

Regierungsrat
geht ans WEF
Treffen Die Regierungen der
KantoneLuzernundNidwalden
sindandasWorldEconomicFo-
rum in Davos eingeladen wor-
den.Das teiltendiebeidenKan-
tone gestern mit. Dazu geführt
hättendie«intensivenVorarbei-
ten für dasWorldEconomicFo-
rum 2021, das in reduzierter
Form imRaumLuzern-Bürgen-
stockhättedurchgeführtwerden
sollen», heisst es.Wegen Coro-
na fiel das Treffen auf demBür-
genstockschliesslich insWasser.
DasWEF2022findetvom17.bis
zum21. Januar statt. (dlw)
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